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Zwischen den von der Bundesagentur für Arbeit erbrachten Maßnahmekosten für die Be-
schäftigung eines geschädigten behinderten Menschen in einer Werkstatt für Behinderte 
und dessen Anspruch auf Verdienstausfallschaden besteht nicht die nach § 116 Abs. 1 SGB 
X erforderliche sachliche Kongruenz. 
 
§ 116 Abs. 1, Abs. 10 SGB X, § 843 Abs. 1 BGB, §§ 40, 42 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX 
 
Urteil des BGH vom 30.06.2015 – VI ZR 379/14 – 
Bestätigung des Urteils des OLG Hamm vom 20.08.2014 – I-3 U 149/13   
 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Erstattung eines Verdienstausfallschadens. Er erlitt 
aufgrund eines fehlerhaften Geburtsmanagements schwere körperliche und geistige Schäden. 
Die Haftung der Beklagten sowie die Höhe des Verdienstausfalls des Klägers sind unstreitig. 
Von 2011 bis 2013 besuchte der Kläger eine Werkstatt für Behinderte, seit 2014 ist er im Ar-
beitsbereich der Werkstatt beschäftigt und erhält ein Ausbildungsgeld, zuletzt 75 € monatlich. 
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) erbrachte als Leistungsträgerin der Werkstatt weitere 
Maßnahmekosten von monatlich 3.000 €. Streitig ist im Prozess allein die Aktivlegitimation 
des Klägers; die Beklagte vertritt die Auffassung, der Anspruch auf Ersatz des Verdienstscha-
dens sei nach § 116 SGB X auf die BA übergegangen. Die Maßnahmekosten der BA seien 
kongruent mit dem Verdienstschaden. 
Das LG hatte die Klage im Wesentlichen abgewiesen, das OLG hatte die Beklagte im Wesentli-
chen zur Zahlung des Verdienstschadens an den Kläger verurteilt. Der BGH entschied, dass 
der Kläger aktivlegitimiert sei, den Verdienstschaden einzuklagen, weil dieser nicht auf die BA 
nach § 116 SGB X übergegangen sei. 
Sachliche Kongruenz bestehe, wenn sich die Ersatzpflicht des Schädigers und die Leistungs-
verpflichtung des SVT ihrer Bestimmung nach decken. Dies sei gegeben, wenn die Leistung 
des SVT und der zu leistende Schadensersatz dem Ausgleich derselben Einbuße des 
Geschädigten dienten. Es genüge dabei, wenn der Sozialversicherungsschutz seiner Art 
nach den Schaden umfasse, es komme nicht darauf an, dass der einzelne Schadenspos-
ten vom Versicherungsschutz gedeckt sei. Es könne dahinstehen, ob die Maßnahmekosten der 
BA zu der Schadensgruppe der vermehrten Bedürfnisse oder der des Erwerbsschadens, zu 
dem der Verdienstausfallschaden gehöre, kongruent sei. Diese „Gruppentheorie“ erleichtere le-
diglich die Prüfung der Übergangsfähigkeit, mache aber nicht die Prüfung entbehrlich, „ob Sinn 
und Zweck des § 116 SGB X die Geltendmachung des Ersatzanspruchs durch den Leistungs-
träger anstelle des Geschädigten rechtfertigen“ (vgl. Rz. 17). Ohne dieses Korrektiv könnten 
Deckungslücken beim Geschädigten entstehen, weil sich die Leistungen des SVT zwar der 
Art nach auf den Schaden bezögen, diesen jedoch nicht vollständig ausglichen. 
Sinn und Zweck des § 116 SGB X geböten vorliegend nicht die Geltendmachung des Ver-
dienstausfallschadens durch den SVT. Einerseits könne der Kläger den Schaden geltend ma-
chen, den er dadurch erleidet, dass er seine Arbeitskraft nicht verwerten kann; dazu gehöre der 
Verdienstschaden. Die BA könne andererseits die Leistungen ersetzt verlangen, die sie erbrin-
ge, damit der Kläger seine noch verbliebene Arbeitskraft in einer Werkstatt für Behinderte akti-
vieren könne. Der geltend gemachte Verdienstausfall des Klägers werde aber durch die Leis-
tungen der BA für seine Beschäftigung in der Werkstatt für Behinderte nicht kompensiert. Er 
stelle vielmehr einen weiteren Schaden dar, der sich nicht in zusätzlichen Aufwendungen, 
sondern in schadensbedingten Mindereinnahmen beim Kläger manifestiere. Würde ein An-
spruchsübergang auf die BA angenommen, hätte dies eine Schlechterstellung des Klägers zur 
Folge, wohingegen den Leistungen der BA keine entsprechenden Aufwendungen gegenüber-
stünden. Ob ein Abzug vom Verdienstschadensersatzanspruch des Klägers wegen des gezahl-
ten Ausbildungsgeldes zu machen sei, könne dahinstehen, da der Kläger dieses schon selbst in 
Abzug gebracht habe. 
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Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 30.06.2015 – VI ZR 379/14 – wie folgt entschieden: 
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